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2430 Unterschriften für einen
zukunftsgerichteten Verkehr
Das Initiativkomitee für eine Verkehrspolitik
mit Zukunft hat die Initiative eingereicht

Am 7. Dezember konnte die Volksinitiative für
eine Verkehrspolitik mit Zukunft mit 2 430
Unterschriften der Regierung überreicht wer-
den. Ein grosser Erfolg und ein wichtiger Schritt
für eine nachhaltige Verkehrspolitik in Liech-
tenstein. Die LGU gratuliert den InitiantInnen
herzlich!

Die Nachhaltigkeit in der Verfassung
Der bestehende Artikel zum Verkehr datiert aus
dem Jahre 1921. Damals ging es darum, einem
Agrarstaat zum wirtschaftlichen Aufschwung
zu verhelfen. Heute bedroht der Verkehr unse-
re Lebensgrundlagen – Stichwort knappe
Bodenressourcen – und unsere Gesundheit,
man denke nur an die hohen Ozonwerte im
Sommer und den Lärm.

Es ist keine Frage: Das heutige Verkehrssystem
ist nicht nachhaltig. Es basiert auf den Pfeilern
«fossile Brennstoffe», «Landverbrauch» und
«Wachstum» und es verursacht Stress, Gesund-
heitsschäden und Lärm. Lange Zeit wurde Ver-
kehr nur nach wirtschaftlichen Kriterien beur-
teilt. Mit dem vorgeschlagenen Artikel werden
auch die sozialen und ökologischen Aspekte
beurteilt. Damit wird eine nachhaltige Entwick-
lung und eine Weichenstellung im Verkehrs-
wesen möglich, so zum Beispiel eine klare Hal-
tung gegenüber dem Letzetunnel. Mit dem
neuen Artikel befindet man sich in bester
Gesellschaft mit dem europäischen «Muster-
land» in Sachen Verkehr – der Schweiz.

Der Transitverkehr ist schon sehr nahe
Die A14 in Vorarlberg und die A13 in der
Schweiz sind sehr wichtige Verkehrsadern. In
Vorarlberg sind vier grosse Verkehrsinfrastruk-
turprojekte geplant oder im Bau: Die zweite
Röhre des Pfändertunnel, die zweite Röhre des
Ambergtunnel, die S18 und der Letzetunnel.
Das sind Lückenschlüsse, die unweigerlich eine
Einladung für mehr Verkehr bedeuten. Studien
sagen bis 2020 eine Zunahme des Nord-Süd-
Verkehrs um 15% voraus. Dazu kommt eine
sehr grosse Zunahme des Ost-West-Transit.
Dagegen muss sich Liechtenstein schützen.

In Absatz 3) des Änderungsvorschlages wird
dieser Gefahr etwas entgegengesetzt. Das Ziel
muss eine Verlagerung auf die Schiene sein,
sowie eine Reduktion des Verkehrs.

Die Erstarrung überwinden
Diese Initiative bietet Liechtenstein die Chance,
sich in der Verkehrsfrage aus einer langjährigen
Erstarrung zu lösen, die Zügel wieder in die
Hand zu nehmen und die Weichen neu zu stel-
len. Welche Form von Mobilität wollen wir, wo
und wie sollen folgende Generationen leben?
Das ist die Frage, die die Initiative stellt und für
die sie im Bereich Verkehr Grundlagen schafft,
damit neue Ideen, wie beispielsweise eine
strassenunabhängige Bahn gedacht und ver-
wirklicht werden können.

Am 7. Dezember eingereicht, wird die Initiative
im Dezember im Landtag behandelt und
voraussichtlich im Frühjahr zur Abstimmung
vor das Volk kommen.

Moderne Lösungen

für den öffentlichen

Verkehr

Der vorgeschlagene Verfassungstext

Art. 20 Abs. 2, 3 und 4

2) Der Staat wendet seine besondere Sorgfalt einer den modernen Bedürfnissen
entsprechenden Ausgestaltung des Verkehrswesens zu. Er verfolgt das Ziel
einer auf Dauer tragbaren Mobilität. Dabei berücksichtigt er die Anforderungen
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, der sozialen Verträglichkeit und des
ökologischen Gleichgewichts, wobei die Belastung durch den Verkehr auf
ein Mass zu begrenzen ist, das für Mensch, Tier, Pflanzen und ihre Lebensräu-
me erträglich ist

3) Die Transitkapazität ist darauf auszurichten und soll nicht erhöht werden.

4) Der bisherige Absatz 3 von LV 20 wird neu zu Absatz 4


